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Stellungnahme zum Entwurf der Dreizehnten Verordnung zur Änderung der Verordnung 
über Ausnahmen von straßenverkehrsrechtlichen Vorschriften für Fahrzeuge und Fahr-
zeugkombinationen mit Überlänge (LKWÜberlStVAusnV) 

Der Verband Deutscher Verkehrsunternehmen e. V. (VDV) ist als Branchenverband des Öffentlichen Per-
sonen und Schienengüterverkehrs mit rund 700 Mitgliedsunternehmen und ihren rund 450.000 Beschäf-
tigten. Er ist insbesondere auch der Branchenverband der Eisenbahnen in Deutschland. Wir vertreten so-
wohl die Eisenbahninfrastrukturunternehmen wie auch die Eisenbahnverkehrsunternehmen. 

Wir danken Ihnen recht herzlich für die Übersendung des Entwurfs der Dreizehnten Verordnung zur Än-
derung der Verordnung über Ausnahmen von straßenverkehrsrechtlichen Vorschriften für Fahrzeuge und 
Fahrzeugkombinationen mit Überlänge nach dem Stand vom 15.10.2024 und übermitteln Ihnen hierzu 
unsere Stellungnahme: 

Das BMDV hat in den vergangenen Jahren sukzessive nahezu das gesamte Autobahnnetz sowie wesentli-
che Teile des Bundestraßennetzes und des nachgeordneten Netzes in die sogenannte Positivliste aufge-
nommen und damit den annähernd flächendeckenden Einsatz von Lang-LKW ermöglicht. Auch aus An-
lass des jetzigen Verordnungsentwurfs möchten wir nochmals darauf hinweisen, dass diese Maßnahmen 
den Schienengüterverkehr im intermodalen Wettbewerb schwächen und deshalb in eklatantem Wider-
spruch zu den Zielen der Masterpläne Schienenverkehr und Schienengüterverkehr stehen. Gerade auch 
vor dem Hintergrund der speziell im Verkehrssektor bestehenden klimapolitischen Herausforderungen 
halten wir jede Erweiterung der Positivliste für nicht vertretbar. Es fällt zudem auf, dass bei der aktuell 
vorgesehenen Änderung der LKWÜberlStVAusnV, wie auch bei früheren Änderungen dieser Verordnung, 
bei der Ermittlung des Erfüllungsaufwands weder der Prüfaufwand der Betreiber der Bahnübergänge noch 
etwa erforderliche Umbaumaßnahmen an Bahnübergängen berücksichtigt wurden. 

Aspekte der Sicherheit des Eisenbahnverkehrs werden in der LKWÜberlStVAusnV bisher unzureichend 
berücksichtigt. Es bestehen technische Zusammenhänge zwischen den Abmessungen von Straßenfahr-
zeugen und der Sicherheit an Bahnübergängen. Wir haben hierzu die VDV-Mitteilung 3319 „Prüfung von 
Bahnübergängen zur Nutzung durch Lang-LKW – Grundsätze und Hintergründe zur Prüfung eines Bahn-
überganges“ veröffentlicht. Diese fügen wir als Anlage unserer heutigen Stellungnahme bei. Allerdings ist 
nach wie vor unklar, ob der Verordnungsgeber und die zuständigen Behörden bei der Zusammenstellung 
der aktuellen Änderung zur LKWÜberlStVAusnV wie auch bei den Änderungen in den Vorjahren vollum-
fänglich den 2019 aktualisierten „Leitfaden für die Streckenfreigabe von Lang-LKW“ 1 angewandt haben2. 
Dieser Leitfaden sieht explizit die Anhörung der „Betreibenden der Schienenwege respektive [der] Eisen-
bahninfrastrukturunternehmen“ vor. Nach unserem Kenntnisstand erfolgte bislang nicht in allen Fällen 
die Beteiligung der Betreiber der Bahnübergänge, die auf Routen der „Positivliste“ oder im Straßennetz, 

 
1 siehe: https://www.bast.de/DE/Verkehrstechnik/Fachthemen/v1-lang-lkw/Berichte/Leitfaden-Positiv-

netz.pdf?__blob=publicationFile&v=2 (zuletzt eingesehen am 12.11.2024) 
2 Vgl. hierzu auch unsere Schreiben vom 01.09.2022 (E-Mail an Referat StV12), vom 05.05.2021 (an Referat StV12, Ihr Zei-

chen: StV 12/7332.3/1-10) sowie vom 15.06.2018 (Referat LA 22). 
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das von „Lang-LKW Typ 1“ befahrbar ist, liegen. Unsere Hinweise zum Verfahren dienen insofern auch 
dazu, das hohe rechtliche Risiko für die Beteiligten durch eine geeignete Vorgehensweise zu minimieren. 

Dieses vorausgeschickt, unterbreiten wir folgende Ergänzungs- und Änderungsvorschläge zu dem vorlie-
genden Verordnungsentwurf: 

1. Aufnahme einer Verfahrensbeschreibung für die zukünftige Fortschreibung der Anlage der 
LKWÜberlStVAusnV  

Um insbesondere die Sicherheit an Bahnübergängen weiterhin zu gewährleisten, bitten wir darum, dass 
an geeigneter Stelle Folgendes in die LKWÜberlStVAusnV aufgenommen wird: 

1. Die zuständige Straßenverkehrsbehörde hat zu prüfen, ob in der vorgesehenen Route höhengleiche 
Kreuzungen mit Schienenbahnen (Bahnübergänge) vorhanden sind. 

2. Ist dies der Fall, so hat die zuständige Straßenverkehrsbehörde die Betreiber der jeweiligen Bahnüber-
gänge anzuhören. Bei komplexen Verhältnissen am Bahnübergang soll dazu eine Bahnübergangsschau 
durchgeführt werden. 

3. Stellt der Betreiber des Bahnübergangs im Rahmen der Anhörung fest, dass durch den Einsatz von 
Lang-LKW die Sicherheit des Bahnübergangs nicht mehr gewährleistet wäre, darf die zuständige Stra-
ßenverkehrsbehörde eine Route, die über diesen Bahnübergang führt, nicht zur Aufnahme in die An-
lage zur LKWÜberlStVAusnV vorschlagen.  

4. Die zuständige Straßenverkehrsbehörde hat mit der für die jeweilige Schienenbahn zuständige Auf-
sichtsbehörde Einvernehmen über das Ergebnis der Anhörung des Bahnübergangs herzustellen. 

2. Vorzeitige Streichung einzelner Routen in Bundesländern nach § 2 Abs. 2 LKWÜberlStVAusnV 

Ausweislich § 13 Abs. 1 Nr. 1 LKWÜberlStVAusnV ist § 2 Abs. 2 LKWÜberlStVAusnV mit Ablauf des 
31.12.2026 nicht mehr anzuwenden. § 2 Abs. 2 LKWÜberlStVAusnV gibt das gesamte Straßennetz in allen 
Bundesländern mit Ausnahme des Landes Berlin für Sattelzugmaschinen mit Sattelanhänger (Sattelkraft-
fahrzeuge) gemäß § 3 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1) LKWÜberlStVAusnV zur Befahrung frei. 

Wie oben ausgeführt bestehen Zweifel, dass in den betroffenen Bundesländern alle Betreiber von Bahn-
übergängen ordnungsgemäß angehört wurden. Daher sollte durch eine geeignete Ergänzung in 
§ 13 LKWÜberlStVAusnV den Betreibern von Bahnübergängen wie auch den für die jeweiligen Schienen-
bahnen zuständigen Aufsichtsbehörden das Recht eingeräumt werden, bei der zuständigen Straßenver-
kehrsbehörde die unverzügliche Sperrung von Routen für Lang-LKW zu erwirken, sofern die Routen über 
Bahnübergänge führen, deren Betreiber zu der Nutzung der Bahnübergänge durch Lang-LKW bislang 
nicht angehört wurden. 

3. Festschreibung des Verursacherprinzips im Falle von erforderlichen Änderungen (Umbaumaßnahmen) 
an Bahnübergängen 

Falls bei der Ausweitung des Routennetzes („Positivliste“) weitere Bahnübergänge von Lang-LKW befah-
ren werden dürfen, ist dies in der Regel nur nach Änderungs-/Umbaumaßnahmen auf Seiten der Schie-
nenbahn und/oder der Straße möglich, um die Sicherheit an betroffenen Bahnübergängen weiterhin zu 
gewährleisten. Hierzu sollte eine Bestimmung in die Verordnung aufgenommen werden, welche die dabei 
entstehenden Kosten vollständig dem Straßenbaulastträger zuschreibt. 

4. Zu: Anlage (zu § 2 Absatz 1) LKWÜberlStVAusnV-E 

Die rund 135 Seiten umfassende Aufstellung von Strecken, die für Lang-LKW freigegeben sind bzw. frei-
gegeben werden sollen („Positivliste“), konnten wir verbandsseitig nicht vollständig im Detail daraufhin 
prüfen, ob sich Bahnübergänge im Verlauf dieser Routen befinden. Uns liegen allerdings Meldungen von 
Eisenbahninfrastrukturunternehmen vor, die nicht angehört wurden, obwohl sie Bahnübergänge betrei-
ben, die an Routen liegen, die in der Positivliste genannt werden.  
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Insofern bitten wir darum, dass der Verordnungsgeber die korrekte Durchführung der bisherigen Prüfun-
gen dokumentiert. Wir bitten darum, in der amtlichen Begründung zur Dreizehnten Verordnung zur Än-
derung der LKWÜberlStVAusnV explizit zu erwähnen, dass 

— bei der Prüfung aller in der „Positivliste“ in der Anlage (zu § 2 Absatz 1) LKWÜberlStVAusnV genannten 
Routen durch die jeweils zuständige Straßenverkehrsbehörde geprüft wurde, ob sich Bahnübergänge in 
der Route befinden 

und 
— falls Bahnübergänge dort vorhanden sind, der Betreiber der Bahnübergänge angehört wurde und seine 

Belange zur Sicherheit des Bahnübergangs dokumentiert und berücksichtigt wurden.  

Diese Feststellungen sind aus Sicht des Verkehrsträgers Schiene zur Abwehr etwaiger haftungsrechtlicher 
Ansprüche und gegebenenfalls auch strafrechtlicher Verantwortlichkeit im Ereignisfall von Bedeutung. 

5. Zur Begründung, Seite 2, „E. Erfüllungsaufwand“ 

Der Erfüllungsaufwand ist hier bislang nicht vollständig erfasst. Wir bitten um inhaltliche Ergänzungen: 

Wenn eine Straßenverkehrsbehörde im Rahmen der Prüfung von Routen zur etwaigen Freigabe für Lang-
LKW einen Betreiber von Bahnübergängen anhört, hat dieser eine Einzelfallprüfung durchzuführen. Die 
Kosten einer solchen Einzelfallprüfung einschließlich Dokumentation liegen je nach Komplexität im Be-
reich von 12.000 € bis 60.000 € je Bahnübergang. Derartige Kosten müssen vom Veranlasser getragen 
werden, also der jeweiligen Behörde, welche die Anhörung vornimmt. 

Ferner entsteht Aufwand in unterschiedlicher Höhe, falls bei der Ausweitung des Routennetzes („Positiv-
liste“) auch Bahnübergänge für Lang-LKW freigegeben werden sollen, an denen Änderungs-/Umbaumaß-
nahmen auf Seiten der Schienenbahn und/oder der Straße erforderlich sind, um die Sicherheit an be-
troffenen Bahnübergängen weiterhin zu gewährleisten; einschlägig ist hier § 3 EKrG. Ferner kann bei der 
Prüfung und Zulassung von Strecken bzw. bei der Erweiterung des Routennetzes („Positivliste“) für Lang-
LKW nicht ausgeschlossen werden, dass in dessen Folge der kreuzungsbeteiligte Straßenbaulastträger 
insbesondere im Hinblick auf Räumstrecken, Begegnungsverkehre und Schleppkurvenausgestaltung am 
Bahnübergang eine Kreuzungsmaßnahme mit Kostenfolge gemäß § 13 EKrG beantragt. 

Wir hoffen, Ihnen mit unserer Stellungnahme gedient zu haben. Für Rückfragen stehen wir jederzeit zur 
Verfügung, gerne auch im persönlichen Gespräch. 

 

Anlage: 

VDV-Mitteilung 3319 „Prüfung von Bahnübergängen zur Nutzung durch Lang-LKW“ 


